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Mittwoch, 3. April 2024

«ImUnrechtsstaatangekommen»
Der Berner Rechtsprofessor Peter V. Kunz kritisiert die Urteile im Fall Hefenhofen scharf.

Interview: StefanMarolf

SiehabendenProzess gegen
denThurgauerEx-Kantons-
tierarztPaulWitzig ausder
Ferneverfolgt.Weshalb
interessierenSie sichdafür?
Peter V. Kunz: Ich bin zwar Pro-
fessor in Bern, aber ein Heim-
wehthurgauer,mitKollegenund
Freunden im Kanton. Den Pro-
zess beobachte ich als Rechts-
wissenschaftler und interessier-
ter Beobachter.

Ohne je in einerForm inden
FallHefenhofen involviert
gewesenzu sein?
In keiner Art und Weise. Ich
habe aber das 143-seitigeUrteil
des Bezirksgerichts Arbon von
2023gegenUlrichK. übermein
Institut bezogenundesvollstän-
dig gelesen.

DasBezirksgerichtFrauen-
feldhatPaulWitzigunddie
dreiMitangeklagtenam
19. MärzvonallenVorwür-
fen freigesprochen.Waren
Sieüberrascht?
Das war ich tatsächlich, ange-
sichts dessen, was gemäss Me-
dienberichten über viele Jahre
passiert ist.DerFallHefenhofen
geht aufdasEndeder90er-Jah-
re zurück – die Behörden haben
sich vom renitenten Ulrich K.
20 Jahre lang auf der Nase her-
umtanzen lassen.

KönnenSiedieFreisprüche
nachvollziehen?
Das schriftlicheUrteil liegtnicht
vor, deshalb will ich den Stab
nochnicht überdemBezirksge-
richt Frauenfeld brechen. Es
hatte aber offensichtlich viel
Verständnis für die Inaktivität
des Veterinäramts. Das ist
nicht gut und wohl juristisch
fragwürdig.

DasUrteil gegenUlrichK.
kennenSie genauer.Was
haltenSiedavon?
Ichwar positiv überrascht, dass
die Staatsanwaltschaft 6,5 Jahre
Haft fürK. beantragt hat. In der
Schweiz ist Tierquälerei sonst
immer Nebensache. In Arbon
gingdieStaatsanwaltschaft aber
auf tutti, das ist grundsätzlich zu
befürworten.

TrotzdemkamUlrichK. fast
ungestraft davon.
Weil das Gericht der Staatsan-
waltschaft vorwirft, zu wenige
verwertbare Beweise vorgelegt
zu haben. Ob sie tatsächlich so
dilettantischgearbeitethat,wird
das Obergericht entscheiden
müssen – das Bezirksgerichts-
urteil ist janochnicht endgültig.
Ich kann mir nicht vorstellen,
dassUlrichK.daauch sogutda-
vonkommt.

WiebeurteilenSiedieRolle
der Staatsanwaltschaft im
Prozess gegenWitzig?
Es ist aussergewöhnlich,dass sie
Witzigüberhaupt angeklagthat.
Dafürmussman ihr – zumindest
vorübergehend –einKränzchen
winden.

Trotzdembleibt einerder
grösstenSkandale inder
jüngerenThurgauerGe-

schichte – Stand jetzt – ohne
Schuldige. FürdenLaien
unverständlich.
Es ist auch fürmich nicht nach-
vollziehbar – und für viele, die
von aussen auf den Thurgau
schauenundsich fragen:Was ist
dort los?Das ImagedesKantons
hat eindeutig unter dem Fall
Hefenhofen gelitten, nicht nur
bei Tierschützern.

Wasstört Sie alsneutraler
Beobachter andemFall?
Dass der Staat sein Gewalt-
monopol nichtwahrgenommen
hat.DieKantonspolizei, dasVe-
terinäramtundnicht zuletzt der
Regierungsrat haben zugewar-
tet. Erst auf Druck von privaten
Tierschützern und Medien ist
etwas passiert. Das löst ein
schlechtesGefühl aus.

Wer trägtdieVerantwor-
tung?
Der Fisch stinkt vom Kopf her.
Die politische Verantwortung
lag in meinen Augen eindeutig
beimRegierungsrat.

Unddie juristische?
Da steht Ulrich K. im Vorder-
grund, das kann undmussman
nichtwegdiskutieren. Sollte der
FallHefenhofen für ihnauchvor
Obergericht keine oder nur mi-
nimale Konsequenzen haben,
wäre das ein Totalversagen auf
Behörden- und Gerichtsebene
imThurgau.

Was istmitPaulWitzig?
Er ist verantwortlich für das of-
fensichtlicheund jahrelangeBe-
hördenversagenbeimVeterinär-
amt. Ich sage nicht, dass die
Angestellten schlechte Leute
sind oder sich um den Tier-
schutz foutieren. Trotzdem ha-
ben sie ihre Amtspflichtenmei-
ner Ansicht nach krass verletzt,
indem sie erlassene Verfügun-
gennicht vollzogenhaben.Wird
das nicht sanktioniert, sind wir
in einem «Unrechtsstaat Thur-
gau» angekommen.

Wäredie ganzeSache in
einemanderenKanton
anders gelaufen?
DerThurgau pflegte offensicht-
lich einen relativ legeren Um-
gang mit Tierquälereien, das
muss man so sagen. In einem
landwirtschaftlich geprägten
Kanton ist das Verständnis für
Nutztierhaltungen vermutlich
grösser,dasVeterinäramtdrückt
eher einmal anderthalb Augen
zu. Trotzdem ist es erstaunlich,
dass der Fall Hefenhofen im
Thurgau nicht noch mehr auf-
gewühlt hat.

WasmeinenSie?
Die Politik hat versucht, den
Deckel draufzubehalten, den
Fallmöglichst schnell adacta zu
legen – ein dilettantisches Kri-
senmanagement des Regie-
rungsrats. Auch der Grosse Rat
hat nie personelle Konsequen-
zengefordert. In einemurbane-
renKantonwieZürichwärendie
Reaktionen sicher schärfer aus-
gefallen.

HätteWitzig früher zurück-
tretenmüssen?
In Bern oder Zürich wäre das
passiert. ImThurgauhatmanes
ihm offensichtlich nicht einmal
nahegelegt. SchonderUntersu-
chungsbericht Uster hat nur ge-
nerelle Strukturprobleme ana-
lysiert, obwohl ganz offensicht-
lichMenschen versagt hatten.

Witzighatunter anderem
deshalbgezögert,weil er von
UlrichK. bedrohtwurde.
Dafür hat man die Polizei! Ob
ausAngst vorUlrichK. oder aus
Rücksicht auf dessen persönli-
che Situation mit acht Söhnen:
Das Nichthandeln ist völlig in-
akzeptabel undeineunhaltbare
Pflichtwidrigkeit aufBehörden-
seite. Vor diesem Hintergrund
ist der Freispruch für Paul Wit-
zig erschreckend.

WäreeineVerurteilung
angesichtsdesFreispruchs

fürUlrichK.nichtunverhält-
nismässig gewesen?
FürLaien schon. Juristisch ist es
aber richtig, die Prozesse zu
trennen.DieStaatsanwaltschaft
muss fürbeideFälleunabhängig
beweisen können, dass etwas
falsch gelaufen ist.

DieSchaffhauserNational-
rätinMartinaMunz fordert
Anwälte fürTiere.Was
haltenSiedavon?
Ich bin weder ein Linker noch
aktiver Tierschützer oder Ve-
ganerundbigoschtnicht fürden
allgemeinenAusbaudesStaats-
wesens, aber imTierschutzvoll-
zug liegt in der Schweiz einiges
im Argen. Deshalb unterstütze
ich die Forderung.

WaswürdeeinTieranwalt
bringen?
DieVeterinärämter sind in allen
Kantonen in einer Zwitterposi-
tion. Sie müssen mit den Bau-
ern zusammenarbeiten und
sollten gleichzeitig das Tier-
schutzrecht vollziehen. Ein
Tierschutzanwaltmüssteweni-
ger Rücksicht nehmen, könnte
die Rolle der «bösen» Partei

übernehmen und schärfer vor-
gehen.

Hätte einTieranwalt denFall
Hefenhofenzueinem
schnellerenEndegebracht?
Im Kanton Zürich hat man mit
Antoine Goetschel als Tieran-
walt jahrelangguteErfahrungen
gemacht. Einer wie er hätte
selbstKlagegegenUlrichK. ein-
gereicht, wäre zügig an dieMe-
dien gegangen, hätte mehr
Druck auf die Strafbehörden
ausgeübt. Eine Vorgabe des
Bundes zuTieranwälten inallen
Kantonen, wie von Frau Munz
gefordert, würde einen neuen
FallHefenhofen inZukunft ver-
hindern.

HättederFallHefenhofen in
einemanderenKanton
jemalsdasAusmass anneh-
menkönnen, das er im
Thurgauangenommenhat?
Ich will das Thurgauer Veteri-
näramt nicht an den Pranger
stellen. Hefenhofen ist ein
aussergewöhnlich krasser Fall –
dass Ulrich K. seinen Hof im
Thurgau hatte, war insofern
Pech.Esgibt vieleVeterinäräm-
ter inder Schweizmit einer ähn-
lichen Ausgangssituation, mit
knappen Ressourcen. Darum
glaube ich, dass es einen Fall
Hefenhofen auch in anderen
Kantonen hätte geben können.

Sowohldie Staatsanwalt-
schaft als auchdiePrivat-
klägerhabenBerufung
gegendenFreispruch für
PaulWitzig angemeldet.
WaserwartenSie voneiner
allfälligenObergerichtsver-
handlung?
Weder beim Prozess gegen Ul-
rich K. noch bei jenem gegen
Witzig kann ich mir vorstellen,
dass das Obergericht das Be-
zirksgerichtsurteil bestätigt.Das
wäreeinThurgauerTrauerspiel
aufGerichtsebene, das vermut-
lich durch das Bundesgericht in
Lausanne korrigiert würde.

Vertrauennachder
Wahlfälschung
Thurgau Vor vier Jahren er-
schütterte einSkandaldieThur-
gauer Politiklandschaft, als die
GrünliberalePartei (GLP) einen
Wahlbetrug bei den Grossrats-
wahlen aufdeckte. Im Zentrum
stand das Wahlbüro der Stadt
Frauenfeld,woUnregelmässig-
keiten und Manipulationen ans
Licht kamen. «Seitdem hat der
Kanton Thurgau eine Vielzahl
vonMassnahmen ergriffen, um
die Sicherheit bei Wahlen und
Abstimmungenzuverbessern»,
hält die GLP in einer Medien-
mitteilung fest. «Bis zu diesem
Zeitpunkt war ein solcher Vor-
fall im Thurgau undenkbar»,
lässt sichderFrauenfelderGLP-
BezirkspräsidentAndreasSchel-
ling in der Mitteilung zitieren.
«Wir haben hart dafür ge-
kämpft, die Wahrheit ans Licht
zu bringen.»

DieErmittlungenderStaats-
anwaltschaft führtendazu, dass
der Beschuldigte rechtskräftig
verurteilt und das Wahlresultat
nachträglich korrigiert wurde.
Ausserdemwurdenverschiede-
neVorkehrungengetroffen.Die
GLP Thurgau ist der Ansicht,
dass dadurch die Sicherheit bei
Wahlen und Abstimmungen
markant gesteigert werden
konnte. «Es ist jedoch von ent-
scheidender Bedeutung, dass
wir wachsam bleiben und si-
cherstellen, dass unsere demo-
kratischen Prozesse so transpa-
rent und fälschungssicher wie
möglich sind. Es geht um den
Schutz der Grundlagen unserer
Demokratie», lässt sich GLP-
Kantonalpräsident StefanLeut-
hold zitieren. (red)
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Peter V. Kunz in seinem Büro in Bern. Bild: zvg

Zur Person

Peter Viktor Kunz ist am 1. Feb-
ruar 1965 im Kanton Solothurn
geboren, hat Rechtswissen-
schaft studiert und ist seit 2005
ordentlicher Professor für Wirt-
schaftsrecht undRechtsverglei-
chung an der Universität Bern.
Seit der Finanzkrise äussert sich
Kunz in den Medien immer wie-
der pointiert und verständlich –
der «Tages-Anzeiger» bezeich-
net ihn als bekanntesten Wirt-
schaftsrechtler der Schweiz.
Zuletzt hat sich Kunz auch auf
Tierrecht spezialisiert: ImAugust
2023 ist sein 800 Seiten dickes
Werk «Tierrecht der Schweiz» er-
schienen. (ste)

DominikLinder
wirdKVA-Chef
Weinfelden DerVerwaltungsrat
des Verbands KVA Thurgau hat
DominikLinder zumneuenVor-
sitzenden der Geschäftsleitung
gewählt.Gemäss einerMedien-
mitteilung tritt er ab Mai 2024
dieNachfolge vonPeter Steiner
an, der im November 2023 in
Pensiongegangen ist. Linderhat
sich nach seiner Grundausbil-
dung zum Polymechaniker ste-
tig weitergebildet und in Füh-
rungsfunktionen verschiedens-
terBranchengearbeitet. Zuletzt
warer alsCOOundMitgliedder
Geschäftsleitung inderMaschi-
nenbaubranche tätig.Weiter ist
er im Verwaltungsrat der Tech-
nischenBetriebe inFlawil aktiv.
«Dominik Linder ist mit seiner
Führungserfahrung inverschie-
denenOstschweizerFirmen für
den Verband ein grosser Ge-
winn», lässt sich KVA-Verwal-
tungsratspräsident Reto Stäheli
in derMitteilung zitieren. (red)
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